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Auch im diesjährigen Landtagsspiegel geben die im Land-
tag vertretenen Fraktionen wieder einen Einblick in die 
Schwerpunkte ihrer Arbeit; unser Serviceteil gibt Ihnen 
weitere Auskünfte zu Fraktionen und Gremienarbeit. Einen 
journalistischen Blick auf die politischen Debatten des 
Jahres wirft Axel Habermehl. 

Im Kaleidoskop informieren wir über die vielfältigen Veran
staltungen des letzten Jahres; zu Gast war der Landtag in 
Lahr, Kehl und Biberach. Ein Highlight der besonderen Art 
war sicherlich der Dreh einer Folge der SOKO Stuttgart, der 
neben der kriminalistischen Story nicht nur das Landtags-
gebäude sehr schön in Szene setzte, sondern auch die 
wichtige Arbeit unseres Besucherdienstes prominent dar-
stellte. Die Folge „Im Schatten der Macht“ erlaubte einen 
kleinen Einblick in den Politikbetrieb, und mit der Preview 
fanden Hunderte von Menschen den Weg – teils zum ersten 
Mal – in den Landtag. Schon jetzt richtet sich eine Vielzahl 
von Angeboten der Landtagsverwaltung an Jugendliche 
und Kinder. Diese Angebote werden zukünftig ergänzt durch 
ein Kinderbuch, das wir Ihnen in diesem Landtagsspiegel 
vorstellen möchten. 

Wie wichtig Zusammenhalt und Teamwork sind, verdeutli-
chen die Sportgemeinschaft des Landtags sowie die Ver-
einigung der ehemaligen Mitglieder des Landtags von 
Baden-Württemberg; beide werden vorliegend porträtiert.

Thematischer Schwerpunkt dieser Ausgabe ist das 80-jährige 
Kriegsende, dessen der Landtag am 14. Mai vor der ersten 

Plenarsitzung gedachte. Über die Zukunft der Erinnerungs-
kultur spreche ich im Interview mit Prof. Dr. Martin Sabrow, 
dem Festredner der diesjährigen Gedenkstunde des Land-
tags zur Erinnerung an die Opfer des Nationalsozialismus 
am 27. Januar. Anlässlich des 80. Jahrestags der Befreiung 
des Vernichtungslagers Auschwitz-Birkenau lag der Schwer-
punkt anders als sonst nicht auf einer bestimmten Opfer-
gruppe, sondern auf der Gedenkkultur selbst. Eine Beson-
derheit der zentralen Gedenkfeier in Baden-Württemberg 
ist, dass sie von den Verbänden der Opfergruppen mit vor-
bereitet wird. Diesen Partnern gilt mein großer Dank, dass 
wir so vertrauensvoll und zukunftsorientiert miteinander ar-
beiten. Mein Dank gilt auch allen Abgeordneten, die jeden 
Tag mit großem Engagement für die parlamentarische De-
mokratie im ganzen Land unterwegs sind und für die Werte 
des Grundgesetzes einstehen.

Ihnen, liebe Leserinnen und Leser, danke ich im Namen des 
Landtags für Ihr Interesse an unserer Arbeit. Kommen Sie 
uns gerne einmal (wieder) besuchen!

Muhterem Aras MdL
Präsidentin des Landtags von Baden-Württemberg
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Liebe Leserin, lieber Leser, 

die parlamentarische Demokratie in Deutschland entstand in ihrer heutigen Form aus 
den Trümmern des Zweiten Weltkrieges. Unser Grundgesetz und die Landesverfassung 
verdanken wir den Lehren, die Deutschland nach der Befreiung vom Nationalsozialis-
mus gezogen hat. Einer von vielen Gründen, als Landtag von Baden-Württemberg in 
vielfältiger Form Erinnerungskultur lebendig zu halten und damit ganz besonders im 
Austausch mit jungen Menschen für unsere Grundwerte zu werben. Dafür steht der 
Landtag – als offenes Haus für Besuchergruppen bei Plenardebatten, bei Abgeord
netengesprächen, während des Bürgerfests und der Langen Nacht der Museen oder 
bei vielfältigen Veranstaltungsformaten der Fraktionen und der Präsidentin. 

Editorial



„�Zielorientiertes Handeln 
zwischen Regierung und 
Haushaltsgesetzgeber“

Landespolitischer Korrespondent und 
Mitglied der Landespressekonferenz Baden-Württemberg

 EIN GASTBEITRAG VON 
 AXEL HABERMEHL 

Am Ende geht es ums Geld. Als der Landtag von Baden-Württemberg am 18. Dezember 
zum letzten Mal im Jahr 2024 zusammenkommt, steht das Budget für den Rest der 
Legislaturperiode auf der Tagesordnung: der Doppelhaushalt für 2025 und 2026, der 
voraussichtlich letzte Etat der grün-schwarzen Koalition unter Ministerpräsident Winfried 
Kretschmann (Grüne).
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Rund 5.000 Seiten umfasst der Finanzplan. Seit Monaten haben Parla-
mentarier, Regierungsvertreter und Beamte daran gearbeitet. Hunderte 
Änderungsanträge wurden gestellt, diskutiert und abgestimmt. Nun 
kommen die Abgeordneten im Plenum ihrem Königsrecht nach. Sie ent-
scheiden, wofür das Geld des Landes ausgegeben werden soll.

Finanzminister Danyal Bayaz (Grüne) erinnert am Red-
nerpult daran, dass wenige Wochen vorher in Berlin 
die Ampelkoalition im Streit zerbrochen ist. „Auch bei 
unseren Nachbarn in Frankreich ist das erste Mal seit 
über 60 Jahren eine Regierung zu Fall gebracht worden“, 
sagt Bayaz. „In beiden Ländern ist die Regierung an der 
Aufstellung eines Haushalts gescheitert. Dies mache 
deutlich, welchen Wert Haushaltsverhandlungen ohne 
„politische Nebengeräusche“ hätten. „Dazu gehört eine 
vertrauensvolle Zusammenarbeit in der Regierung und 
ein zielorientiertes Handeln zwischen Regierung und 
Haushaltsgesetzgeber. Beides war in Baden-Württem
berg gegeben.“ CDU-Fraktionschef Manuel Hagel sagt: 
„Wir reden nicht nur von Zukunft, wir schaffen sie. Dieser 
Haushalt ist ein Haushalt der mutigen Entscheidungen.“

Es ist ein Rekordhaushalt: 135,42 Milliarden Euro umfasst er. Zwar sind große Teile wie immer 
fest verplant, allein der Anteil der Personalausgaben liegt nach Angaben des Finanz
ministeriums bei knapp 36 Prozent. Doch auch die Summen, über die die Gesetzgeber 
verfügen können, sind beträchtlich. „Das Zahlenwerk markiert das Ende einer Epoche“, 
kommentiert die „Stuttgarter Zeitung“ – auch mit Blick darauf, dass Wahlkampf ansteht. 
Der für die vorgezogenen Bundestagswahlen ist längst in vollem Gange, jener für die 
Landtagswahlen 2026 dürfte sich anschließen. Sowohl Hagel als auch Cem Özdemir für 
die Grünen laufen sich warm für ihre Spitzenkandidaturen.
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Doch noch sind Grüne und Schwarze Verbündete und noch 
haben sie genügend Mittel, um jeweils Schwerpunkte 
setzen zu können. Nicht nur investiert das Bündnis massiv 
in Infrastruktur, in die Sanierung von Brücken, Schulen oder 
Schwimmbädern, es gibt auch Geld für Personal. Innen-
minister Thomas Strobl (CDU) erhält für die Polizei rund 
650 neue Stellen, Kultusministerin Theresa Schopper (Grüne) 
300 zusätzliche Lehrerstellen.

Im Haushalt sind Vorhaben abgebildet, die Regierung 
und Parlament in den Monaten zuvor beschäftigt haben. 
216 Millionen Euro etwa steckt das Land in die frühkind
liche Sprachförderung – der Einstieg in ein langfristig 
aufgesetztes Projekt vor allem zur Förderung von Kindern 
aus migrantischen Familien.

Bereits acht Monate vorher hatten sich Grüne und CDU auf 
dieses Sprachförderpaket geeinigt. Dass die beiden bil-
dungspolitisch so unterschiedlich aufgestellten Koalitions-
partner sich in dieser Frage so weitgehend verständigen 
konnten, lag nicht nur an der gemeinsamen Einsicht in 
die Notwendigkeit der Maßnahmen. Es war auch Ergebnis 
einer überraschenden parlamentarischen Anomalie.

Schon ein Jahr vor der vorweihnachtlichen Abstimmung 
über den Haushalt hatte es im Landtag plötzlich Signale 
für parteiübergreifende Zusammenarbeit in der Bildungs
politik gegeben. Schnell war das Wort „Schulfrieden“ in 
der Welt und beschäftigte die Landespolitik in den ersten 
Monaten 2024. Grüne und CDU sprachen mit SPD und 
FDP über langfristige Übereinkünfte, um die Schulen vor 
hektischen Reformen im Takt der Regierungswechsel und 
Legislaturperioden zu schützen. „Das Ziel muss sein, dass 
wir über alle Punkte reden“, forderte SPD-Fraktionschef 
Andreas Stoch damals. „Wir sind optimistisch, dass es 
Ergebnisse gibt“, sagte der FDP-Fraktionsvorsitzende 
Hans-Ulrich Rülke nach dem ersten Gipfeltreffen.

Die AfD war wie immer von solchen fraktionsübergreifen-
den Gesprächen ausgeschlossen. Auch sonst hinterließ 
ihre Fraktion inhaltlich keine Spuren, genügte sich in Ge-
neralkritik und Provokationen, aalte sich in ihrer Lage als 
Paria und Profiteur von Krisen und Verdruss. Auch das 
Scheitern der „Schulfriedens“-Verhandlungen, suchte die 
AfD auszuschlachten. Denn schon beim zweiten Treffen 
auf Chef-Ebene in Bebenhausen im Mai 2024 kenterte 
das Vorhaben. Doch der Prozess blieb nicht folgenlos. 
Auch unter dem Druck der parteiübergreifenden Avancen 
hatten sich Grüne und CDU auf mehr als das Sprachför-
derpaket geeinigt, das im Endausbau rund 400 Millionen 
Euro im Jahr kosten soll. Sogar in Fragen der Schulstrukturen, 
die eigentlich als unantastbar markiert waren, fand die 
Koalition überraschend Kompromisse. So wurde die Rück-
kehr zum neunjährigen Gymnasium (G9) beschlossen, eine 
härtere Grundschulempfehlung und eine Reihe von Maß-
nahmen an Haupt- und Werkrealschulen, Gemeinschafts
schulen und Realschulen. Den letzten Knopf nähte schließ-
lich das Parlament an die Reform, im Januar 2025 fand 
die letzte Lesung statt.
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Auch in vielen anderen Bereichen, die 
die Bürger im Land auf ganz unter-
schiedlichen Feldern des Lebens be-
treffen, fasste das Landesparlament 
in der zweiten Hälfte des Jahres 2024 
und Anfang 2025 teils weitgehende 
Beschlüsse. Die finanziell zuletzt arg 
gebeutelten Kommunen bekamen au-
ßerplanmäßig zweimal 150 Millionen 
Euro für Krankenhäuser. Rund um die 
Einrichtung einer Pflegekammer gab 
es erhebliche Irritationen, die zwi-
schenzeitlich zu Grummeln in der Ko-
alition führten. Insbesondere an der 
Rolle von Sozialminister Manfred Lucha 
(Grüne) gab es damals Kritik.

Auch in Fragen um die Erweiterung des Nationalparks 
rang die Koalition miteinander. Trotz einer Einigung zwi-
schen Kretschmann und Hagel verzögerte die Union das 
im gemeinsamen Koalitionsvertrag vereinbarte Projekt, 
stimmte dann aber doch zu. Die Koalition stritt, erstarrte 
aber nicht im Streit. Sie einigte sich in der zweiten Jahres
hälfte 2024 auch auf strittige Vorhaben wie eine Novelle 
der Bauordnung und ein Landesplanungsgesetz, beschloss 
ein Mobilitätsgesetz und versuchte sich mit einem kom-
munalen Regelungsgesetz am Bürokratieabbau. „Die 
Demokratie im Südwesten zeigt sich quicklebendig“, lobte 
der „Staatsanzeiger“ Ende 2024.

Auch mit sich selbst beschäftigte sich das Parlament: Es 
gab schwere mediale Kritik an Forderungen von Land-
tagspräsidentin Muhterem Aras (Grüne) nach einem er-
heblichen Stellenzuwachs für die Landtagsverwaltung – 
am Ende fiel das Plus deutlich geringer aus. Das letztlich 
gescheiterte Volksbegehren „Landtag verkleinern“, das 
eine Wahlrechtsreform erzwingen wollte, war ein Topthema 
im Parlament – und in der Öffentlichkeit. Auch der starke 
Anstieg der beim Landtag angestellten Parlamentarischen 

Berater der Fraktionen wurde medial kritisch kommentiert, 
genau wie der Vorstoß des Staatsministeriums, Geistes-
wissenschaftler künftig einfacher verbeamten zu können. 

Immer wieder fanden auch aktuelle Ereignisse Nieder-
schlag im Parlament: Die Messerattacke in Mannheim 
etwa, bei der im Mai 2024 ein afghanischer Islamist den 
Polizisten Rouven Laur so schwer verletzte, dass er zwei 
Tages später verstarb, beschäftigte nicht nur den Innen-
ausschuss. Auch im Plenum wurden die Tat und ihre Fol-
gen debattiert.

Dass die Arbeit in der Koalition im aufziehenden Wahlkampf 
schwieriger wird, ließ sich ebenfalls im Plenum erleben, 
etwa am Beispiel Antidiskriminierungsgesetz. Im Koalitions
vertrag hatte Grün-Schwarz festgelegt, es einzuführen – 
von Anfang an gegen den Widerstand der CDU, die sich 
damals aber beugte. Inzwischen aber steht die Union 
stabiler da, wirkt geschlossen und liegt in Umfragen vorne. 
Aus dieser neuen Kraft speist sich der Widerstand gegen 
das Antidiskriminierungsgesetz. In einer Landtagsdebatte 
im Oktober wurden Differenzen zwischen den Regierungs-
fraktionen öffentlich sichtbar. Bis zum Redaktionsschluss 
dieser Ausgabe des Landtagsspiegels Anfang Mai 2025, 
hat die Koalition keine Einigung erreicht. Verhandelt aber 
wird hinter den Kulissen weiter. Gut möglich, dass man sich 
noch einigt. Falls ja, wird man es erfahren, spätestens wenn 
der Kompromiss in Gestalt eines Gesetzes auf der Tages-
ordnung des Landtags steht.

LANDTAGSSPIEGEL 2025



Klimaschutz sichert Wohlstand und Lebensqualität
Klimaschutz ist eine Investition in ein lebenswertes Baden-Würt-
temberg – für uns und unsere Kinder. Und: Im Klimaschutz liegt 
enormes Potenzial für unsere Wirtschaft. Deshalb setzen wir uns 
ehrgeizige Ziele. Wir machen Baden-Württemberg bis 2040 
klimaneutral. Und wir kommen voran: Über 1.000 neue Wind-
krafträder sind gerade in der Pipeline und gehen bald an den 
Start. Die Genehmigungsverfahren für Windkraftanlagen haben 
wir enorm beschleunigt. Und auch die Solarpflicht, die wir ein-
geführt haben, zeigt Wirkung: Allein im Jahr 2024 hat das Hand-
werk zwei Gigawatt zusätzliche Photovoltaikleistung auf die 
Dächer gebracht. Das bedeutet grünen Strom für über eine 
Million Haushalte!   

Beim Wohnen bringen wir Klimaschutz und soziale Gerechtigkeit 
zusammen: Die Landeswohnbauförderung haben wir in den 
vergangenen Jahren massiv ausgebaut. In den Jahren  2025/26 
stellen wir über 1,5 Milliarden Euro für den sozialen Wohnraum 
bereit. Um Baukosten zu senken, suchen wir nach klimafreund
lichen Lösungen. Wir fördern gemeinschaftliche Wohnformen, 
Baustoff-Recycling und das Bauen mit Holz. In den Städten heben 
wir das Potenzial zur Nachverdichtung. 

Wirtschaft und Innovation fördern, Fachkräfte gewinnen
Unsere Wirtschaft steht vor enormen Herausforderungen. Dazu 
gehört der Fach- und Arbeitskräftemangel. Um unseren Wohl-
stand zu sichern, sind wir auf gut qualifizierte Fachleute aus dem 
Ausland angewiesen. Und wir müssen schneller und besser darin 
werden, ausländische Fachkräfte in unseren Arbeitsmarkt zu 
integrieren. Dazu braucht es eine gute Beratung aus einer Hand 
und weniger Bürokratie, um ausländische Berufs- und Studien-
abschlüsse schneller anzuerkennen. Genau dazu haben wir die 
Landesagentur für die Zuwanderung von Fachkräften (LZF) auf-
gebaut, die im April 2025 gestartet ist. Damit bietet Baden-Würt-
temberg nun eine zentrale und spezialisierte Anlaufstelle für 
Unternehmen, die Fachkräfte aus dem Ausland gewinnen möchten. 

Unser Baden-Württemberg ist ein starker Wissenschafts- und 
Wirtschaftsstandort. Unternehmen aus aller Welt entwerfen hier 
die Zukunft. Dieses Engagement fördern wir, um unser Land an 
der Spitze zu halten. Mit dem Cyber Valley haben wir zum Beispiel 

Für ein Land, das für alle 
gut funktioniert

Die Grüne Landtagsfraktion im Plenarsaal (Montage).

 MEINUNGSBEITRAG DER FRAKTION GRÜNE 

Trump und die Folgen, Rechtsruck in Europa, 
Demokratie unter Druck: Wir leben in Zeiten 
großer Verunsicherungen. Die Auswirkungen  
sind weltweit zu spüren – auch hier bei uns in 
Baden-Württemberg. Umso wichtiger ist eine 
Politik, die klare Orientierung gibt und Zuversicht 
ermöglicht. Dafür stehen wir als führende Frak
tion im Landtag. Wir bringen Klimaschutz und 
eine starke Wirtschaft zusammen. Wir stehen ein 
für Zusammenhalt in Vielfalt. Wir denken Sicher-
heit und Freiheit zusammen. Gerade jetzt!
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Europas größtes Forschungsnetzwerk für Künstliche Intelligenz 
geschaffen, an dem zahlreiche Partner aus Wissenschaft und 
Industrie beteiligt sind.  

Für Zusammenhalt in Vielfalt 
Unser Ziel ist eine Gesellschaft, in der jede und jeder die gleichen 
Chancen hat. Egal woher die Eltern kommen oder wie viel Geld 
sie haben. Die Weichen für Teilhabe werden früh im Leben gestellt. 
Wir zeigen Wege aus der Armut auf und fördern Präventions-
netzwerke gegen Kinderarmut im ganzen Land. Wir haben eine 
Familienförderstrategie erarbeitet, damit alle Kinder in Baden-
Württemberg gut aufwachsen und aktiv an der Gesellschaft 
teilhaben können. 

Alle Menschen haben das Recht auf ein Leben ohne Benach
teiligung und Diskriminierung – unabhängig von Aussehen, 
sexueller Orientierung, Alter oder Religion. Deshalb haben wir – 
gemeinsam mit vielen Partnern aus der Zivilgesellschaft – einen 
Aktionsplan gegen Rassismus und Diskriminierung auf den Weg 
gebracht. Wir stehen ein für ein offenes und buntes Baden-Würt-
temberg und machen uns mit Beratungsangeboten und vielen 
Projekten für die Rechte von queeren Menschen stark. Wir arbeiten 
konsequent an der Gleichstellung von Frauen und Männern – und 
zwar in jeder Hinsicht: gesellschaftlich, wirtschaftlich, wissen-
schaftlich, kulturell und digital. Auf Grundlage einer umfassenden 
Beteiligung setzen wir auf eine nachhaltige Strategie, an der alle 
Landesministerien beteiligt sind. 

Bildungsgerechtigkeit fängt vor der Einschulung an
Voraussetzung für gleiche Chancen und Teilhabe ist eine gute 
Bildung – für alle von Anfang an. Dabei spielt die Sprache eine 
Schlüsselrolle. Je früher wir Kinder zielgerichtet in ihrer Sprach-
kompetenz fördern, desto größer der positive Effekt für ihre 
Entwicklung – das belegen zahlreiche Studien. Genau hier setzen 
wir mit unserem umfassenden Bildungspaket an. 

In den kommenden Jahren investieren wir massiv in Sprachför-
derprogramme – für Kinder im letzten Jahr vor der Einschulung 
und in der Grundschule. Die Mittel werden von gut 100 Millionen 
Euro im Jahr 2025 auf über 340 Millionen Euro bis 2031 steigen. 
Denn wir sind überzeugt: Nirgends ist Geld so gut investiert wie 
in die Bildung unserer Kinder. Auch mit dem neu aufgesetzten 
neunjährigen Gymnasium und der Neuausrichtung der weiter-
führenden Schulen insgesamt setzen wir unseren Weg konsequent 
fort – hin zu mehr Bildungsgerechtigkeit.

Für Sicherheit und Freiheit
Wir leben in einer Zeit, in der unsere offene Gesellschaft von innen 
und von außen massiv bedroht und angegriffen wird. Gerade 
jetzt müssen wir unsere Demokratie und unsere Freiheit vertei-
digen. Wir wollen, dass Baden-Württemberg ein Land bleibt, in 
dem alle Menschen sicher und frei leben können. Deshalb kämp-
fen wir konsequent gegen Hasskriminalität. Zum Beispiel mit dem 
ressortübergreifenden Kabinettsausschuss „Entschlossen gegen 
Hass und Hetze“ und einer Task-Force beim Landeskriminalamt. 
Wir sensibilisieren und stärken unsere Sicherheits- und Ermitt-
lungsbehörden und wappnen sie im Kampf gegen die Feinde 
unserer freien Gesellschaft.

Für ein Land, das für alle gut funktioniert
Unser Ziel ist ein Land, das für alle gut funktioniert. Ob Klimaschutz, 
Wirtschaft, Vielfalt, Bildung oder Sicherheit. Wir reden nicht nur 
darüber, wie es besser geht. Wir bringen ganz konkrete Gesetze 
und Maßnahmen auf den Weg. Unser Motto lautet: Einfach 
machen. Gerade jetzt!

GRÜNE
 gruene-landtag-bw.de 

Rückenwind für Erneuerbare und sauberen Strom: Über 1.000 neue 
Windkraftanlagen sind in der Planung und gehen bald an den Start.

gruenelandtagbwfraktiongruenbw

Runter von der Straße, rauf aufs Binnenschiff: Bei der 
Verlagerung von Güterverkehr brauchen wir die Wasser-
straßen, und Häfen wie dieser in Plochingen sind dafür 
wichtige Umschlagplätze.

fraktiongruenbw
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Gutes schaffen: unser Auftrag 
für ein starkes Baden-Württemberg
 MEINUNGSBEITRAG DER CDU-FRAKTION 

Diese Grundhaltung war stets Kompass erfolgreicher Landes-
politik. Unter erfolgreichen Ministerpräsidenten der CDU wurde 
Baden-Württemberg zum Vorreiter für Technologiepolitik und 
Internationalisierung – mit Weitblick und Tatkraft wurde unser 
Land zum wirtschaftlichen Motor Deutschlands. Mit ruhiger Hand 
und klarem Wertekompass, mit einer Politik der Verantwortung 
und des Ausgleichs konnten Meilensteine in Bildung, Umweltschutz 
und kommunaler Stärke gesetzt werden. Baden-Württemberg 
wurde zum Kinderland und unser Land wurde fit gemacht für die 
digitale und wirtschaftliche Zukunft.

Freiheit ermöglichen – Verantwortung leben
Auch heute stehen wir für ein Baden-Württemberg, das seine 
Chancen nutzt. Wir glauben an die Stärke der Menschen – an 
Ideenreichtum, Leistungsbereitschaft und Mut zur Verantwortung. 
Freiheit braucht Ordnung. Wohlstand braucht Innovation. Fort-
schritt braucht Verlässlichkeit. Deshalb setzen wir auf eine starke 
Wirtschaft, auf Technologieoffenheit, Eigeninitiative und weniger 
Bürokratie.

Im Doppelhaushalt 2025/2026 stärken wir die Innovationskraft 
gezielt. Über 200 Millionen Euro fließen in Invest BW, Start-up BW, 
die Fachkräfteoffensive, Wasserstoff-Elektrolyseure, KI-Forschung 
und Zukunftstechnologien. Damit unterstützen wir Mittelstand, 
Handwerk, Gründung und Forschung – in der Fläche und im Zentrum.

Baden-Württemberg ist eine echte Erfolgs-
geschichte. Seit über 70 Jahren zeigt unser 
Land, dass mit Tüchtigkeit, Fleiß, Innovations-
kraft und Zusammenhalt Großes entstehen 
kann. Aus einem armen Agrarstaat wurde ein 
wirtschaftliches Kraftzentrum – ein Hightech-
Land mit weltweiter Strahlkraft. Das verdanken 
wir den Menschen: den Unternehmerinnen 
und Unternehmern, dem Mittelstand, den 
Handwerkerinnen und Landwirten, den enga-
gierten Ehrenamtlichen, der Wissenschaft, 
der Kultur, unseren Vereinen und unserer 
starken Gesellschaft. Es ist diese besondere 
Mischung aus Heimatverbundenheit und Lust 
auf Neues, aus Tradition und Moderne, die 
unsere Baden-Württemberg-DNA ausmacht.

Girls’ Day bei der CDU-Fraktion. Fraktionsreise nach Rom.
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Fraktionsklausur in Bad Rappenau.
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Auch auf Bundesebene zeigt sich: Christdemokratische Politik bringt 
Deutschland wieder auf Kurs. In den Koalitionsverhandlungen 
konnten wir wichtige Impulse setzen – mit einem Innovations-
booster für die Wirtschaft, fairen Rahmenbedingungen und einer 
klaren Migrationspolitik. Zurückweisungen an der Grenze und 
geordnete Zuwanderung machen unser Land handlungsfähig.

Chancen schaffen – durch beste Bildung
Bildung ist der Schlüssel für Teilhabe und Fortschritt. Jeder Mensch 
soll die besten Chancen bekommen – unabhängig von Herkunft 
oder Umfeld. Unser Bildungssystem braucht Verlässlichkeit, 
Qualität und Differenzierung. Wir stehen für ein leistungsorien-
tiertes, mehrgliedriges Schulsystem und individuelle Förderung.

Deshalb investieren wir über 1 Milliarde Euro in Bildung: 850 Millio-
nen Euro für Ganztagsangebote, 250 Millionen für den Schulbau 
und gezielte Mittel für Sprachförderung. Denn Bildung ist nicht nur 
ein System. Sie ist die persönliche Chance in einer Welt im Wandel.

In Baden-Württemberg daheim – in Stadt und Land
Gute Politik hat das ganze Land im Blick: urbane Zentren und 
ländliche Räume, Innovationscluster und bäuerliche Familien-
betriebe. Deshalb investieren wir in Infrastruktur – in Straßen, 
Schienen, Radwege, digitale Netze und moderne Verwaltung. 
Wir schaffen bezahlbaren Wohnraum, ermöglichen Eigentum und 
beschleunigen Planungen. Mit über 300 Millionen Euro Wohn-
raumförderung und Programmen wie „Soziale Integration im 
Quartier“ helfen wir dort, wo es zählt. Fast 300 Millionen Euro 
fließen in das Deutschlandticket und das Jugendticket. Auch den 
Schienenverkehr bauen wir weiter aus.

Sicherheit zählt – und zwar ganzheitlich
Sicherheit ist Grundlage für Freiheit und Zusammenhalt. Sie beginnt 
bei der Polizei, reicht aber weiter. Wir investieren in Justiz, Katas
trophenschutz, digitale Sicherheit und Gesundheitsvorsorge.

Der Haushalt 2025/2026 setzt klare Zeichen: über 100 neue Stellen 
bei den Staatsanwaltschaften, eine neue Einheit gegen Finanz-
kriminalität, 43 Millionen Euro für Rettungsdienste und Katastro-
phenschutz. Sicherheit bedeutet für uns auch: verlässliche 
Versorgung und widerstandsfähige Infrastrukturen – überall im Land.

Unsere Schöpfung bewahren – mit Technik und Vernunft
Wir setzen auf kluge Lösungen im Umweltschutz. Auf Technolo-
gie statt Ideologie. Auf Innovation statt Verbote. Wir fördern 

grünen Wasserstoff, unterstützen CCS- und CCU-Verfahren und 
stärken gezielt die Klimaanpassung.

22 Millionen Euro stehen für kommunale Klimaprojekte bereit – 
damit Städte und Gemeinden besser auf Hitze, Trockenheit oder 
Starkregen reagieren können. Unser Ziel: Baden-Württemberg 
soll Vorbild sein. Nicht durch Belehrung, sondern durch die besten 
Geräte, Ideen und Technologien der Welt – „Made in Baden-Würt-
temberg“.

Unsere Kommunen – stark mit uns an der Seite
Starke Kommunen sind das Rückgrat unseres Landes. Wir unter-
stützen sie gezielt: mit 350 Millionen Euro Soforthilfe für Kran
kenhäuser, über 800 Millionen Euro für Investitionen in die 
Gesundheitsversorgung und 300 Millionen Euro für die Entlastung 
bei den Flüchtlingskosten. Mit zusätzlichen Mitteln im kommunalen 
Finanzausgleich geben wir den Städten und Gemeinden mehr 
Spielraum. Verlässlich, planbar und pragmatisch.

Gemeinsam anpacken – für unser Land
Unsere Fraktion ist ein Spiegel Baden-Württembergs: jung und 
erfahren, weiblich und männlich, akademisch und handwerklich 
geprägt. Uns eint die Liebe zum Land, die Bereitschaft zur Ver-
antwortung und der Mut zur Gestaltung. Wir packen als Team 
an. Für ein Baden-Württemberg, das stark bleibt. Für ein Land, 
das seine besten Zeiten noch vor sich hat.

Besuch der Hauptschaltleitung von TransnetBW.
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 MEINUNGSBEITRAG DER SPD-FRAKTION 

Mehr für die Zukunft unserer Wirtschaft
Ob beim Wechsel zum E-Mobil oder bei der Digitalisierung, durch 
unfaire Konkurrenz oder Unruhe auf den Weltmärkten durch Trump 
und Co.: Gerade unsere Wirtschaft in Baden-Württemberg hat 
besonders viele Herausforderungen zu bewältigen. Darum muss 
man in Baden-Württemberg auch besonders viel tun. Hier sieht 
die SPD auch die Landesregierung in der Pflicht, diesen Wandel 
zu begleiten. Es kann nicht sein, dass Grün-Schwarz die massiven 
Anstrengungen des Bundes fordert und begrüßt, aber selbst 
nicht anpackt. Es geht darum, gute und sichere Arbeitsplätze zu 

erhalten und die Zukunft Baden-Württembergs als Top-Wirt-
schaftsstandort zu sichern. Wichtig sind Strategien für ange-
wandte Forschung, Industrieansiedlung und Energieversorgung, 
Programme zur Weiterbildung für alle Beschäftigten sowie eine 
effiziente Start-up-Förderung. Unverzichtbar sind für die SPD auch 
kraftvolle Wirtschaftshilfen des Landes in der Transformation. 
Und gerade Baden-Württemberg braucht eine Strategie gegen 
Arbeitskräftemangel und auch für eine geregelte Zuwanderung 
von Fachkräften. Dass die SPD die Gebühren für ausländische 
Studierende ablehnt, erklärt sich also von selbst.

Wie bleibt unsere Wirtschaft in Fahrt? Abgeordnete der SPD-Fraktion informieren sich bei Porsche in Stuttgart.                                                                              

19 Abgeordnete machen die SPD zur größten Oppositionsfraktion. Die SPD fordert eine deutlich aktivere, 
tatkräftigere Rolle des Landes – sei es gegen die Krise unserer Wirtschaft, gegen die Wohnungsnot 
oder für bessere Kitas, Schulen oder für mehr Klimaschutz. Der aktuellen Landesregierung werfen die 
Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten besonders vor, bei vielen Problemen nur zuzuschauen 
statt zuzupacken.

Mehr tun, damit das Land mehr kann
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Mehr für bezahlbares Wohnen
Baden-Württemberg ist eines der teuersten Bundesländer 
geworden, wenn es um das Wohnen geht. Selbst Normalver-
diener geraten an ihre Grenzen, und immer mehr Menschen 
wohnen nicht mehr dort, wo es für sie sinnvoll wäre, sondern 
dort, wo sie es sich noch leisten können. Der Effekt sind gewaltige 
Pendlerströme, Staus und eine ungeheure Verschwendung von 
Energie und Zeit. Für die SPD ist längst bewiesen, dass der 
Immobilienmarkt alleine dieses Problem nicht lösen kann. Die 
Fraktion fordert darum massive staatliche Programme für den 
Wohnungsbau. Und einmal mehr kritisiert sie die Landesregie-
rung. Die hat ein eigenes Ministerium geschaffen, doch das 
produziert aus Sicht der SPD bisher vor allem neue Kosten statt 
neuer Wohnungen.

Mehr für Klima und Umwelt
Beim Klimaschutz oder der Energie- und Verkehrswende teilt die 
SPD ihre Ziele fast völlig mit den Grünen. Doch die SPD kritisiert, 
dass die Landesregierung auf diesem Feld kaum vorankommt 
und ausgerechnet das grün geführte Baden-Württemberg bei 
der Energiewende ein Schlusslicht unter den Bundesländern ist. 
Die SPD fordert einen massiven Ausbau erneuerbarer Energien 
und erheblich mehr Anstrengungen für eine Verkehrswende mit 
einem deutlich attraktiveren öffentlichen Verkehr. 

Mehr für beste Bildung
In den vergangenen Jahren ist Baden-Württemberg in Bildungs-
vergleichen immer weiter abgerutscht. Es fehlen Fachkräfte an 
Kitas und Schulen, es fehlen gute digitale Ausstattung und 
Ganztagsangebote. Für die SPD ein untragbarer Zustand, wenn 
Baden-Württemberg ein Spitzenstandort bleiben will. Die SPD 
setzt sich für die Einstellung von erheblich mehr Fachkräften ein 
und will die Schulen auch durch Sozialarbeiter, Assistenten und 
Helfer aus der Gesellschaft stärken, also zum Beispiel durch Frei-
willige aus Sport- oder Musikvereinen. Die SPD ist für kostenlose 
und lebenslange Bildung, also für kostenlose Kitas ebenso wie 
die Abschaffung aller Ausbildungsgebühren (im Handwerk 
ebenso wie an Hochschulen) und will zudem, dass berufliche 
Weiterbildung ein selbstverständliches Recht für alle ist.

Mehr Handeln ist möglich
Die Debatte wiederholt sich praktisch bei jedem Thema: Die 
SPD fordert tatkräftiges Handeln, Grüne und CDU lehnen es 

ab. Gerne mit dem Hinweis, es sei gar kein Geld da oder das 
Land könne sowieso nichts bewirken. Die SPD weist darum immer 
wieder darauf hin, dass Baden-Württembergs Landesregierung 
über ganz erhebliche finanzielle Reserven verfügt – und dass 
es grundfalsch wäre, über die vom Bund geschaffenen neuen 
finanziellen Möglichkeiten der Länder nicht einmal nachzudenken. 
Zudem zeigt die SPD gerne auf andere Bundesländer, in denen 
die Regierungen das vormachen, was laut Grün-Schwarz 
unmöglich sein soll: Als Land selbst erfolgreich anpacken, statt 
es bei Ausreden und Aussitzen zu belassen.

Mehr Ideen selbst aus der Opposition
Anpacken und gestalten – das gilt für die SPD sogar aus der 
Opposition heraus. Und auch das kann gelingen. Immer wieder 
setzt die Fraktion Impulse, die am Ende von der Regierung 
aufgegriffen werden. Das kann eine Wahlrechtsreform sein oder 
Auflagen für den Wechsel von Regierungsmitgliedern in Wirt-
schaftsunternehmen. Oder die Erkenntnis, dass moderne Schulen 
genauso professionelle IT-Unterstützung brauchen wie jeder 
Betrieb. Nicht nur in Krisen arbeitet die SPD dabei auch mit allen 
demokratischen Fraktionen zusammen. Um mehr zu tun, damit 
unser Land mehr kann.

Notfallgipfel: Gegen die Schließung von Notfallpraxen brachte die SPD 
kommunale Verantwortliche aus dem ganzen Land zusammen.

Vor Ort: Bürgerempfang der SPD-Fraktion in Biberach 
mit den Streetdancern der „Funky Kidz“.

spdlandtag_bw
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 MEINUNGSBEITRAG DER FDP/DVP-FRAKTION 

Die FDP/DVP-Fraktion im Landtag von Baden-Württemberg.

Stabiler Weg 
der demokratischen Mitte

Keine grenzenlosen Schulden 
Zum ersten Mal mussten wir erleben, dass der Bund mithilfe einer 
Grundgesetzbestimmung Verfassungsrecht des Landes Baden-
Württemberg außer Kraft setzte, um den Landesregierungen 
neue, anlasslose Verschuldungsmöglichkeiten einzuräumen. Das 
wollen wir nicht hinnehmen. Wir wehrten uns dagegen, dass der 
Ministerpräsident Teile der Landesverfassung außer Kraft setzt – 
ohne einmal den Landtag zu informieren.

Diese anlasslose Neuverschuldungsmöglichkeit wird ungefähr 
zwei Milliarden Euro pro Jahr betragen. Dazu treten noch Mittel 
aus dem sogenannten Sondervermögen Infrastruktur (ebenfalls 
ein neuer Schuldentopf), aus dem das Land pro Jahr ungefähr 

eine Milliarde Euro ausgeben kann. Wir Freie Demokraten stehen 
fest zur Schuldenbremse in Bund und Land und lehnen daher 
dieses Eingeständnis der verfehlten Ausgabenpolitik der ver-
gangenen Jahre ab. Es gab und gibt damals wie heute genug 
Einnahmen, um Aufgaben im Infrastrukturbereich zu meistern. 
Allerdings geht die Koalition aus Grünen und CDU hier den 
bequemen Weg und leert erstmal alle Reserven bei der Auf-
stellung des Doppelhaushalts; sie wird absehbar nun mittels 
eines Nachtragshaushalts die neuen Schuldenmöglichkeiten 
ausschöpfen. Sparen: Fehlanzeige!

Bevölkerung entscheidet über Parlamentsgröße
Die FDP-Landtagsfraktion hat bereits während der Verhand-
lungen über ein neues Wahlrecht in Baden-Württemberg im Jahr 
2021 angemahnt, man möge die Parlamentsgröße im Blick be-
halten. Denn mit der Übernahme des Zwei-Stimmen-Wahlrechts 
analog zu den Bundestagswahlen droht auch beim Landtag 
das Problem: ein maßlos aufgeblähtes Parlament. Allen Warnun-
gen zum Trotz haben die anderen Fraktionen nicht eingesehen, 
dass man dieses Problem angehen muss. Sie haben das neue 
Landtagswahlrecht ohne Bremse für das Parlamentswachstum 
beschlossen. 

Die Fraktion der Freien Demokraten in Baden-
Württemberg ist seit der Landesgründung 
ununterbrochen im Parlament vertreten. 
Wir arbeiten daran, unser Bundesland auf 
einem stabilen Weg der demokratischen  
Mitte zu halten. Wir setzen uns dafür ein, dass 
Freiheit, Eigenverantwortung und Augenmaß 
in der Politik zuverlässig vertreten sind.

LANDTAGSSPIEGEL 202512



Im März 2023 wurde der Gesetzentwurf der FDP abgelehnt, die 
Sollgröße von 120 Abgeordneten zu behalten und die Anzahl der 
Wahlkreise von 70 auf 38 zu reduzieren, um Überhang- und Aus-
gleichsmandate zu vermeiden. Die Fraktionen von Grünen, CDU, 
SPD und AfD wollen offenbar ein großes Parlament mit möglichst 
vielen Mandaten. Diese vier Fraktionen ließen sich auch von der 
Ankündigung eines Volksbegehrens nicht schrecken, das den 
Gesetzentwurf der FDP-Landtagsfraktion der Bevölkerung vor-
legt. So sollen die Bürgerinnen und Bürger darüber entscheiden, 
wie viele Abgeordnete künftig im Landtag sitzen. Das Begehren 
startete am 5. Mai, nachdem die FDP vor dem Verfassungsge-
richtshof die Zulassung gegen Innenminister Thomas Strobl 
erstreiten musste. Nun ist höchstrichterlich bestätigt: Der Ge-
setzentwurf der FDP-Fraktion ist verfassungsgemäß und wenn 
die Bevölkerung es wünscht, kann sie Grüne, CDU, SPD und AfD 
überstimmen.

Vielfältige Bildung braucht Planungssicherheit
Seit Jahren beobachten wir einen anhaltenden Negativtrend 
im Bildungssystem Baden-Württembergs. Verantwortlich dafür 
sind fehlende und falsche Weichenstellungen. Ein aktuelles 
Beispiel ist die Abschaffung des Werkrealschulabschlusses, die 
eine schwere bildungspolitische Fehlentscheidung ist. Werk
realschulen sind unverzichtbar für eine praxisnahe Bildung und 
den ländlichen Raum. Durch die Abschaffung ihres spezifischen 
Abschlusses drohen sie nun aber zu verschwinden.

Grundsätzlich brauchen wir für alle unsere vielfältigen Schularten 
mehr Planungssicherheit. Denn alle Schularten und vor allem 
auch deren Schülerinnen und Schüler leiden unter einer sprung-
haften Bildungspolitik. Wir kämpfen deshalb für den Erhalt des 
vielgliedrigen Bildungswesens, die Stärkung 
der frühkindlichen wie auch der beruflichen 
Bildung und einen langfristigen Schul-
frieden der demokratischen Kräfte, der 
unseren Schulen und den Schulträgern 
endlich dauerhafte Perspektiven bietet. 

Inhaltlich muss an unseren Bildungsein-
richtungen der Fokus auf Demokratiebil-
dung, Werteerziehung und Medienkom-
petenz gerichtet werden und dafür die 
Medienbildung auch verbindlich in die 
Lehrerausbildung aufgenommen werden. 
Unsere Kitas und Grundschulen müssen 

zudem in der wichtigen Frage der Sprachförderung unterstützt 
werden, damit der Slogan „Auf den Anfang kommt es an“ nicht 
zu einer reinen Floskel verkommt.

Wirtschaftssituation und Bürokratieabbau
Deutschland und Baden-Württemberg befinden sich in einer 
schweren strukturellen Krise. Real gesehen ist die deutsche Wirt-
schaft seit 2019 nicht mehr gewachsen. Daher ist eine grund
legend andere Wirtschaftspolitik notwendig – leider sieht es 
auf Ebene des Bundes nicht danach aus, dass diese kommen 
wird. Stattdessen plant die neue Bundesregierung einen gigan-
tischen Schuldenberg, aber keine strukturellen Anpassungen. 
Umso wichtiger ist es, dass in Baden-Württemberg endlich 
gehandelt wird. Wichtigste Voraussetzungen dafür sind die Ab-
senkung übertriebener Standards und mehr Vertrauen in die 
Bürger und Unternehmen. Der Staat muss nicht alles kontrollieren 
und regulieren, sondern kraftvoll die Bürokratie zurückschnei-
den und mehr Freiheit ermöglichen.

Die FDP-Fraktion im Landtag hat dazu immer wieder konkrete 
Vorschläge eingereicht, wie sich bestehende Bürokratie ab-
bauen lässt – von der Landesbauordnung über das Bildungs-
zeitgesetz bis hin zu kleinteiligen Auflagen im Vergaberecht. Wir 
fordern auch, erst gar keine neue Bürokratie aufzubauen. Das 
vorgesehene Gleichbehandlungsgesetz oder die mögliche 
weitere Verschärfung des Nichtraucherschutzgesetzes sind 
konkrete Beispiele für vollkommen überflüssige Regulierungen.
Denn für uns Liberale gilt: Eine wirkliche Wirtschaftswende be-
ginnt mit echtem Bürokratieabbau. Nur mit mehr Freiheit für die 
Unternehmen und mehr Eigenverantwortung für die Bürger wird 
sich diese erreichen lassen.

FDP/DVP
 fdp-landtag-bw.de 

fdplandtagbwfdplandtagbw fdplandtagbw

Dr. Hans-Ulrich Rülke MdL, Vorsitzender der Landtagsfraktion.

Großes Interesse bei unseren Fach
veranstaltungen im Landtag.

Für eine vielfältige Bildungslandschaft.
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 MEINUNGSBEITRAG DER AfD-FRAKTION 

Es ist Zeit für 
Baden-Württemberg!

Die politische Führung versagt bei den großen Herausforderungen 
unserer Zeit: Die Energiepreise explodieren, die Wirtschaft schwä-
chelt, die Bildung rutscht ab und die innere Sicherheit gerät 
zunehmend unter Druck. Gleichzeitig nimmt der staatliche Dirigis-
mus zu, während die Sorgen der Bürger ignoriert werden. Ideologie 
ersetzt Vernunft, Symbolpolitik verdrängt echte Problemlösungen. 
Unter dem Deckmantel von „Transformation“ und „Vielfalt“ wird 
unsere Heimat Stück für Stück umgestaltet – gegen den Willen 
vieler Menschen. Die AfD-Fraktion im Landtag von Baden-Würt-
temberg steht für eine Politik mit Augenmaß, für Sicherheit, 
Wohlstand und Heimatbewusstsein. Wir sagen klar: Es ist Zeit für 
eine politische Wende in Baden-Württemberg.

Zeit für sichere Straßen
Das Vertrauen der Bürger darin, dass der Staat ihre Sicherheit 
garantiert, ist nicht nur massiv erschüttert, sondern in vielen 
Bereichen unserer Gesellschaft längst komplett zerstört. 
Schlimmste Straftaten gehören mittlerweile zum alltäglichen 

Leben der Bürger Baden-Württembergs. Die polizeiliche Krimi-
nalstatistik liefert dabei Anhaltspunkte über die Gründe dieser 
katastrophalen Entwicklung. Aber nichts ändert sich. 

Die Altparteien haben diese Straftäter über Jahre vorsätzlich und 
sehenden Auges ins Land gelassen, ja sie gar mit offenen Armen 
empfangen. Innenminister Strobl (CDU) behauptete über Jahre 
gebetsmühlenartig, die größte Gefahr käme von rechts. Er ist erst 
verstummt, als in Mannheim ein Polizist durch Islamistenhand starb. 
Das alles erinnert an Brandstifter, die erst das Wasser aufdrehen, 
wenn ihnen das brennende Dach auf den Kopf fällt. Solange die 
Bürger unseres Landes Meldungen über Fälle lesen müssen, bei 
denen selbst abgeschobene schwerkriminelle Asylbewerber wieder 
nach Deutschland zurückkehren, um erneut einen Asylantrag zu 
stellen, sind alle Lippenbekenntnisse der Landesregierung zur 
inneren Sicherheit Makulatur. Wir als AfD-Fraktion stehen für einen 
vollständigen Kurswechsel in der Asylpolitik. Wir treten ein für die 
Bürger unseres Landes und deren Sicherheit. Es ist Zeit, die Straßen 
Baden-Württembergs wieder sicher zu machen! 

Zeit für gute Bildung
Baden-Württemberg rutscht in der Bildung immer weiter ab. Einst 
noch Musterland und stets unter den Spitzenplätzen, ist es jetzt 
gerade noch Mittelmaß. Es kommt dabei aber nicht darauf an, 
immer mehr Geld in ein nicht funktionierendes Schulwesen zu 
stecken, sondern wir brauchen eine grundsätzliche Trendwende, 
in der die Wissensvermittlung an den Schulen endlich wieder 
ihren angemessenen Stellenwert erhält. 

Der Vorstand der AfD-Fraktion.

Baden-Württemberg steht an einem 
Scheideweg. Unser einst blühendes Land – 
geprägt von wirtschaftlicher Stärke, Bildungs-
reichtum und kulturellem Erbe – befindet 
sich in einer tiefgreifenden Krise. 
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Fraktionschef Anton Baron MdL beim Sommerinterview.

Die AfD-Fraktion.

Und dies gilt selbstverständlich auch und in erster Linie für die 
frühkindliche Bildung. Leider setzen sich die Fehler der Landes-
regierung in der Bildungspolitik auch in anderen zentralen Bereichen 
fort. Wir betrachten es als reine Verschwendung von Ressourcen, 
wenn Sonderpädagogische Bildungs- und Beratungszentren 
(SBBZ) geschlossen und stattdessen Millionen für den Umbau 
von Schulen ausgegeben werden. 

Ein Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung indes sowie der 
flächendeckende Ausbau derselben sind Irrwege. Die extrem 
hohen Kosten und die Schwierigkeiten bei der Umsetzung bestä-
tigen uns in dieser Auffassung. Wir fordern, dass der Staat sich 
auf seine originären hoheitlichen Aufgaben konzentriert und 
lehnen hier jegliche Bevormundung von Familien ab.

Zeit für stabile Finanzen
Der derzeitige Doppelhaushalt sorgt nicht etwa für unruhige 
Zeiten vor, sondern – im Gegenteil – wird erst für unruhige Zeiten 
sorgen. Den Menschen bleibt immer weniger Netto vom Brutto bei 
stark steigenden Sozialabgaben. Zugleich zerstört die Landes-
regierung mit ihrer Politik der Transformation und Deindustrialisie-
rung in kürzester Zeit nicht nur den Wirtschaftsstandort, sondern 
auch den Wohlstand, den wir uns mühsam aufgebaut haben.  
Steigende Auslandsinvestitionen unserer Unternehmen und die 
Verlagerung kompletter Fertigungsstandorte wegen der gestie-
genen Energiekosten und der nach wie vor überbordenden 
Bürokratie bedrohen unsere Wirtschaft in immer größerem Umfang. 
Entscheidend ist jetzt nicht, mit welcher Lautstärke die Landes-
regierung die Bundesregierung kritisiert, sondern Vorrang hat die 
Nutzung eigener Gestaltungsspielräume auf Länderebene.

Zeit für die Migrationswende
Die Bürger wollen eine Wende in der Migrationspolitik. Das hat 
spätestens die letzte Bundestagswahl klar gezeigt. Dennoch stellt 
Justizministerin Marion Gentges (CDU) neue Kapazitäten für 
Flüchtlinge in Aussicht. Dem stellt sich die AfD-Fraktion entschieden 
entgegen. Die geplante Ausweitung solcher Einrichtungen löst 
reale Herausforderungen aus, insbesondere im Bereich der 
inneren Sicherheit.

Auch die von der Landesregierung genannten möglichen Vorteile 
für Arbeitsmarkt und Infrastruktur stimmen so nicht. Im Gegenteil: 
Es bestehen erhebliche Unsicherheiten darüber, wer tatsächlich 
zu uns kommt, mit welchen Qualifikationen, und ob eine Schutz-
bedürftigkeit tatsächlich vorliegt. Die Ankündigung, Aufnahme-
einrichtungen notfalls auch gegen den Willen von Kommunen und 
Anwohnern durchzusetzen, bestätigt nur die Befürchtungen der 
AfD und zeugt vom Demokratieverständnis der genannten Akteure.

Zeit für die AfD-Fraktion
Baden-Württemberg hat Besseres verdient als Stillstand, Belie-
bigkeit und Ideologiepolitik. Unser Land lebt von Fleiß, Erfinder-
geist und Heimatverbundenheit – doch diese Stärken drohen 
unter der Last politischer Fehlentscheidungen verloren zu gehen. 
Während andere Fraktionen sich gegenseitig in Symbolpolitik 
überbieten, steht die AfD-Fraktion für Klarheit, Konsequenz und 
eine Rückkehr zur Vernunft. Wir setzen uns ein für Sicherheit, 
wirtschaftliche Stärke, Bildung mit Substanz und echte Bürger-
beteiligung. Gemeinsam mit den Bürgern wollen wir Baden-Würt-
temberg wieder auf Kurs bringen – selbstbewusst, frei und stark. 
Dafür steht die AfD-Fraktion.
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80 Jahre 
Kriegsende. 
Wege des 
Erinnerns.

2025 ist ein Jahr ganz im Zeichen des Gedenkens. Vor 80 Jahren, am 
27. Januar 1945, wurde das Vernichtungslager Auschwitz-Birkenau befreit.  
Wenige Wochen später, am 8. Mai 1945, endete der Zweite Weltkrieg in 
Europa. Der Landtag widmet der Befreiung von Nationalsozialismus und  
Krieg eine ganze Reihe von Veranstaltungen und nimmt ganz unterschiedliche 
Perspektiven der Nachkriegsentwicklung in den Blick. Beleuchtet wird bei-
spielsweise die juristische Aufarbeitung der Shoah und der nationalsozialis
tischen Verbrechen. Auch dem Schicksal der Heimatvertriebenen ist eine 
Veranstaltung gewidmet. Und über allem steht die Frage: Welche Wege  
des Erinnerns und Gedenkens wollen wir zukünftig gehen?  
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